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NEU 

Polizeiverordnung 
der Stadt Bühl 

 
gegen umweltschädliches Verhalten, zum Schutz 
der öffentlichen Grün- und Erholungsanlagen und 

über das Anbringen von Hausnummern 
(polizeiliche Schutzverordnung im öffentlichen 

Raum) 
 
Aufgrund von § 10 Abs. 1 in Verbindung mit § 1 
Abs. 1 des Polizeigesetzes für Baden-Württemberg 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Ja-
nunar 1992 (Ges.Bl. S. 1, ber. S. 596, ber. 1993 S. 
155), zuletzt geändert am 22. Juli 1996 (Ges. Bl. S. 
501) erlässt der Oberbürgermeister der Großen 
Kreisstadt Bühl mit Zustimmung des Gemeindera-
tes der Stadt Bühl vom 06. November 1996 folgen-
de Polizeiverordnung: 

 

Polizeiverordnung 
der Stadt Bühl 

 
zur Sicherung der öffentlichen Ordnung und gegen 

umweltschädliches Verhalten. 
 (Polizeiverordnung) 

 
Aufgrund von § 10 Abs. 1 in Verbindung mit § 1 
Abs. 1 und § 18 Abs. 1 des Polizeigesetzes Baden-
Württemberg in der Fassung vom 13.01.1992 (GBl. 
S. 1), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29.07.2014 (GBl. S. 378), erlässt der Oberbürger-
meister der Großen Kreisstadt Bühl mit Zustim-
mung des Gemeinderats vom 25.01.2017 folgende 
Polizeiverordnung:  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

  

Abschnitt 1 
 

Allgemeine Regelungen 
 

§ 1 
 

Begriffsbestimmungen 
 

(1) Öffentliche Straßen sind alle Straßen, Wege 
und Plätze, die dem öffentlichen Verkehr gewidmet 
sind (§ 2 Abs. 1 StrG) oder auf denen  tatsächlich 
öffentlicher Verkehr stattfindet.  
 
(2) Gehwege sind die dem öffentlichen Fußgänger-
verkehr gewidmeten oder ihm tatsächlich zur Ver-
fügung stehenden Flächen ohne Rücksicht auf ih-
ren Ausbauzustand. Sind solche Gehwege nicht 
vorhanden, gelten als Gehwege die seitlichen Flä-
chen am Rande der Fahrbahn in einer Breite von 
1,50 m. Als Gehwege gelten auch Fußwege, Fuß-
gängerzonen, verkehrsberuhigte Bereiche im Sinne 
von § 42 Abs. 2 StVO und Treppen (Staffeln).  
 
(3) Grün- und Erholungsanlagen sind allgemein 
zugängliche, gärtnerisch gestaltete Anlagen, die 
der Erholung der Bevölkerung oder der Gestaltung 
des Orts- und Landschaftsbildes dienen. Dazu ge-
hören auch Verkehrsgrünanlagen und allgemein 
zugängliche Kinderspielplätze. 
 

Abschnitt 1  
 

Schutz gegen Lärmbelästigungen  
 

§ 1  
 

Nachtruhe, Rundfunkgeräte, Musikinstrumente u. 
dergl.  

Abschnitt 2 
 

Schutz gegen Lärmbelästigung  
 

§ 2  
 

Ruhestörender Lärm  
 



 

 
1) Es ist verboten, in der Zeit von 22.00 – 06.00 
Uhr die Nachtruhe anderer mehr als nach den Um-
ständen vermeidbar zu stören. 
 

Während der Ruhezeiten von 22.00 – 06.00 Uhr 
sind alle Belästigungen verboten, die geeignet sind, 
die Nachtruhe zu stören. Insbesondere sind laute 
Diskussionen, Geschrei, Singen, das Abspielen 
von Tonträgern und ähnliche Geräuschentwicklun-
gen untersagt. 
 

 
 
 
 
 
2) Rundfunk- und Fernsehgeräte, Lautsprecher, 
Tonwiedergabegeräte, Musikinstrumente dürfen 
nur in solcher Lautstärke betrieben oder gespielt 
werden, dass andere nicht mehr als nach Umstän-
den unvermeidbar belästigt werden. Dies gilt ins-
besondere, wenn die Geräte oder Instrumente bei 
offenen Fenstern oder Türen, auf offenen Balko-
nen, im Freien oder in Kraftfahrzeugen betrieben 
oder gespielt werden. 
 
3) Absatz 2 gilt nicht 
a) bei Umzügen, Kundgebungen, Märkten und 

Messen im Freien und bei Veranstaltungen, die 
einem herkömmlichen Brauch entsprechen  
oder amtlich genehmigt sind,  

 b) für amtliche Durchsagen 
 

§ 3  
 

Benutzung von Rundfunkgeräten, Lautsprechern, 
Musikinstrumenten u. ä.  

 
(1) Rundfunk- und Fernsehgeräte, Lautsprecher, 
Tonwiedergabegeräte, Musikinstrumente sowie 
andere mechanische oder elektroakustische Gerä-
te zur Lauterzeugung dürfen nur so benutzt wer-
den, dass andere nicht erheblich belästigt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Geräte oder In-
strumente bei offenen Fenstern oder Türen, auf 
offenen Balkonen, im Freien oder in Kraftfahrzeu-
gen betrieben oder gespielt werden.  
 
(2) Abs. 1 gilt nicht:  
 a) bei Umzügen, Kundgebungen, Märkten und 

Messen im Freien und bei Veranstaltungen, die 
einem herkömmlichen Brauch entsprechen   
oder amtlich genehmigt sind,  

 b) für amtliche Durchsagen 
 
(3) Die Vorschriften des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes und der auf Basis dieser Gesetze erlas-
senen Rechtsvorschriften bleiben hiervon unbe-
rührt.  
 

§ 2 
 

Lärm aus Gaststätten  
 

In Gaststätten und Versammlungsräumen inner-
halb der im Zusammenhang bebauten Gebiete 
oder in der Nähe von Wohngebäuden ist das Sin-
gen, Musizieren und Kegeln sowie der Betrieb von 
Rundfunkgeräten, Fernsehgeräten und mechani-
schen Musikgeräten nur zulässig, wenn kein stö-
render Lärm nach außen dringt. Fenster und Türen 
sind erforderlichenfalls geschlossen zu halten.  
 

§ 4  
 

Lärm aus Gaststätten  
 

(1) Aus Gaststätten und Versammlungsräumen, 
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Gebie-
te oder in der Nähe von Wohngebäuden darf kein 
Lärm nach außen dringen, durch den andere er-
heblich belästigt werden. Fenster und Türen sind 
erforderlichenfalls geschlossen zu halten.  
 
 
 
(2) Die Vorschriften des Gaststättengesetzes, des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes und der auf 
Basis dieser Gesetze erlassenen Rechtsvorschrif-
ten bleiben hiervon unberührt.  
 

§ 3 
 

Lärm von Spielplätzen  
 

Öffentliche Sport- und Spielplätze, die weniger als 
50 m von der Wohnbebauung entfernt sind, dürfen 
in der Zeit zwischen 21.00 Uhr und 8.00 Uhr nicht 

§ 5 
 

Lärm von Sport- und Spielplätzen  
 

(1) Öffentliche Sport- und Spielplätze, die weniger 
als 50 m von der Wohnbebauung entfernt sind, 
dürfen in der Zeit von 21.00 Uhr und 08.00 Uhr 



 

benützt werden. 

 

nicht benutzt werden. 
 
(2) Bei Sportplätzen bleiben die Vorschriften nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz, insbesonde-
re die Sportanlagenlärmschutzverordnung, unbe-
rührt.  
 

§4 
 

Haus- und Gartenarbeiten 
 

1) Haus- und Gartenarbeiten, die geeignet sind, die 
Ruhe anderer zu stören, dürfen nur in der Zeit von 
08.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 21.00 Uhr 
ausgeführt werden. Zu den Haus- und Gartenarbei-
ten gehören insbesondere der Betrieb von Rasen-
mähern und motorbetriebenen Gartengeräten, das 
Hämmern, Sägen und Holzspalten, das Ausklopfen 
von Teppichen, Betten, Matratzen, Polstern und 
Kleidungsstücken. 
 
2) Die Vorschriften nach dem Immissionsschutz-
recht bleiben unberührt. Bezüglich des Betriebs 
von Rasenmähern wird auf die Bestimmungen  der 
8. Verordnung zur Durchführung des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes (Rasenmäherlärm-
verordnung) hingewiesen. Gem. § 6 der Rasenmä-
herlärmverordnung dürfen Rasenmäher an Werk-
tagen in der Zeit von 19.00 bis 07.00 Uhr sowie an 
Sonn- und Feiertagen nicht betrieben werden. Ab-
weichende Betriebszeiten für sogenannte Flüster-
rasenmäher sind in § 6 Abs. 2 der Rasenmäher-
lärmverordnung geregelt. 
 

 
 
Entfällt  

 
 

§ 5 
 

Tierhaltung 
 
1) Hunde sind so zu halten, dass niemand durch 
anhaltendes Bellen oder Heulen mehr als nach den 
Umständen unvermeidbar gestört wird. 
 
 
2) Das gleiche gilt sinngemäß für das Halten von 
anderen Tieren. 

§ 6  
 

Lärm durch Tiere  
 

(1) Hunde sind so zu halten, dass niemand durch 
anhaltendes Bellen oder andere Geräusche mehr 
als nach den Umständen unvermeidbar gestört 
wird.  
 
(2) Das gleiche gilt sinngemäß für die Haltung von 
anderen Tieren. 
 

 § 7 
 

Wertstoffsammelbehälter/Altglassammelbehälter  
 

Im öffentlichen Bereich aufgestellte Wertstoff- und 
Altglassammelbehälter dürfen in der Zeit von  
20.00 – 07.00 Uhr nicht benutzt werden.  
 

Abschnitt 2 
 

Umweltschädliches Verhalten 
 

 

Abschnitt 3 
 

 Umweltschädliches Verhalten und Belästigung 
der Allgemeinheit  

 



 

§ 6 
 

Abspritzen von Fahrzeugen 
 
Das Waschen und Abspritzen von Fahrzeugen auf 
öffentlichen Straßen ist untersagt. 
 

§ 8  
 

Abspritzen von Fahrzeugen  
 

Das Abspritzen von Fahrzeugen auf öffentlichen 
Straßen ist untersagt. 

§ 7  
 

Benutzung öffentlicher Brunnen  
 

Öffentliche Brunnen dürfen nur entsprechend ihrer 
Zweckbestimmung benützt werden. Es ist verbo-
ten, sie zu beschmutzen sowie das Wasser zu ver-
unreinigen. 

§ 9  
 

Benutzung öffentlicher Brunnen  
 

Öffentliche Brunnen dürfen nur entsprechend ihrer 
Zweckbestimmung benutzt werden. Es ist verbo-
ten, sie zu beschmutzen sowie das Wasser zu ver-
unreinigen. 
 

§ 8  
 

Verkauf von Lebensmitteln im Freien  
 

Werden Speisen zum Verzehr an Ort und Stelle 
verabreicht, so sind für Speisereste und Abfälle 
geeignete Behälter bereitzuhalten. 
 

§ 10  
 

Verkauf von Lebensmitteln im Freien  
 

Werden Speisen und Getränke zum Verzehr an Ort 
und Stelle verabreicht, so sind für Speisereste und 
Abfälle geeignete Behälter bereitzustellen. 
 

 § 11 
 

Gefahren durch Tiere 
 
(1) Tiere sind so zu halten und zu beaufsichtigen, 
dass niemand gefährdet wird.  
 
(2) Im Innenbereich (§ 30 - 34 Baugesetzbuch) sind 
auf öffentlichen Straßen und Gehwegen Hunde an 
der Leine zu führen. Im Außenbereich dürfen Hun-
de ohne Begleitung einer Person, die durch Zuruf 
auf das Tier einwirken kann, nicht frei umherlaufen. 
Bestehende Verbote aus dem Bereich des Natur-
schutzgesetzes bleiben unberührt (z.B. Natur- und 
Landschaftsschutzgebiet Waldhägenich). 
 
(3) Die Vorschriften über die Leinenpflicht in der 
Polizeiverordnung des Innenministeriums und des 
Ministeriums ländlicher Raum über das Halten ge-
fährlicher Hunde bleiben hiervon unberührt. 
 

§ 9  
 

Verunreinigung durch Hunde  
 

Der Halter oder Führer eines Hundes hat dafür zu 
sorgen, dass dieser seine Notdurft nicht auf Geh-
wegen, in fremden Gärten oder in öffentlichen 
Grün- und Erholungsanlagen verrichtet. Dennoch 
dort abgelegter Hundekot ist vom Hundehalter oder 
Hundeführer unverzüglich zu beseitigen.  

§ 12  
 

Verunreinigung durch Hunde  
 

Der Halter oder Führer eines Hundes hat dafür zu 
sorgen, dass dieser seine Notdurft nicht auf Geh-
wegen, in Grün- und Erholungsanlagen oder auf 
fremden Grundstücken verrichtet. Dennoch dort 
abgelegter Hundekot ist unverzüglich zu beseiti-
gen.  
 

§ 10 
 

Taubenfütterungsverbot 

§ 13 
 

Taubenfütterungsverbot 



 

 
Tauben dürfen auf Straßen, Wegen, Plätzen, in 
öffentlichen Grünanlagen und öffentlichen Einrich-
tungen nicht gefüttert werden. Futter für andere 
Vögel ist dort so auszulegen, dass es von Tauben 
nicht erreicht werden kann. 

 
Tauben dürfen auf Straßen, Wegen und Plätzen, in 
öffentlichen Grünanlagen und öffentlichen Einrich-
tungen nicht gefüttert werden. Futter für andere 
Vögel ist dort so auszulegen, dass es von Tauben 
nicht erreicht werden kann. 
 

§ 11 
 

Belästigung durch Ausdünstungen u. dergl. 
 
Übelriechende Gegenstände und Stoffe dürfen in 
der Nähe von Wohngebäuden nicht gelagert, ver-
arbeitet oder befördert werden, wenn Dritte 
dadurch in ihrer Gesundheit geschädigt oder er-
heblich belästigt werden. Auf Dunglegen, soweit sie 
ortsüblich sind, findet diese Vorschrift keine An-
wendung. Abfallrechtliche Vorschriften bleiben un-
berührt. 
 

§ 14 
 

Belästigung durch Ausdünstungen u. ä. 
 
Übel riechende Gegenstände und Stoffe dürfen in 
der Nähe von Wohngebäuden nicht gelagert, ver-
arbeitet oder befördert werden, wenn Dritte 
dadurch in ihrer Gesundheit geschädigt oder er-
heblich belästigt werden. Auf Dunglegen, soweit sie 
ortsüblich sind, findet diese Vorschrift keine An-
wendung. Abfallrechtliche Vorschriften bleiben un-
berührt. 
 

 § 15  
 

Aufstellen von Zelten, Wohnwagen und 
Wohnmobilen  

 
Zelte, Wohnwagen und Wohnmobile dürfen zum 
Aufenthalt von Menschen außerhalb baurechtlich 
genehmigter Camping- und Wohnmobilstellplätzen 
nicht aufgestellt werden. Grundstücksbesitzern ist 
es untersagt, ihre Grundstücke dafür zur Verfügung 
zu stellen oder Verstöße gegen Satz 1 zu dulden. 
In begründeten Einzelfällen kann eine Erlaubnis 
erteilt werden.  
 

 
 
 
 
 
 
 
  

§ 16  
 

Belästigung der Allgemeinheit  
 

(1) Auf öffentlichen Straßen und Gehwegen sowie 
in Grün- und Erholungsanlagen ist untersagt:  

1. das Nächtigen,  
2. das die körperliche Nähe suchende oder 

sonst besonders aufdringliche Betteln sowie 
das Anstiften von Minderjährigen zu dieser 
Art des Bettelns, 

3. das Verrichten der Notdurft,  
4. Gegenstände, auch Kleinabfälle (z.B. Pa-

pier, Zigarettenkippen, Kaugummi, Le-
bensmittelreste, Lebensmittelverpackungen 
wie Getränkedosen, Flaschen, Glasscher-
ben und dergleichen) wegzuwerfen oder 
abzulagern, außer in dafür bestimmte Ab-
fallbehälter. 

 
(2) Die Vorschriften des Strafgesetzbuches, des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes sowie des 
Landesabfallgesetzes bleiben unberührt.  
 
 



 

Abschnitt 3  
 

Schutz der öffentlichen Grün- und Erholungs-
anlagen 

 
§ 12 

 
Begriffsbestimmung 

 
Öffentliche Grün- und Erholungsanlagen sind gärt-
nerisch gestaltete Anlagen, die der Erholung der 
Bevölkerung oder der Gestaltung des Orts- und 
Landschaftsbildes dienen. Dazu gehören auch 
Verkehrsgrünanlagen und allgemein zugängliche 
Kinderspielplätze. 
 

Abschnitt 4  
 

Schutz der Grün- und Erholungsanlagen  
 
 
  
 

 

§ 13 
 

Ordnungsvorschriften 
  

1) Öffentliche Grün- und Erholungsanlagen dürfen 
nur so genutzt werden, wie es sich aus der Art der 
Anlagen und ihrer Zweckbestimmung ergibt. 
 
2) In den öffentlichen Grün- und Erholungsanlagen 
ist es untersagt, 
  

1. Anpflanzungen und sonstige Anlagenflä-
chen außerhalb der Wege und Plätze und 
der besonders freigegebenen und entspre-
chend gekennzeichneten Flächen zu betre-
ten;  

2. alkoholische Getränke zu sich zu nehmen, 
zu nächtigen oder nach Einbruch der Dun-
kelheit umherzustreunen;  

3. sich in den nicht dauernd geöffneten Anla-
gen außerhalb der freigegebenen Zeiten 
aufzuhalten, Wegesperren zu beseitigen 
oder zu verändern oder Einfriedigungen und 
Sperren zu überklettern;  

4. außerhalb der Kinderspielplätze und der 
entsprechend gekennzeichneten Tummel-
plätze zu spielen oder sportliche Übungen 
zu treiben, wenn dadurch die Ruhe Dritter 
gestört oder Besucher belästigt werden 
können; 

5. Wege, Rasenflächen, Anpflanzungen und 
sonstige Anlageteile zu verändern oder auf-
zugraben und außerhalb zugelassener 
Feuerstellen Feuer anzumachen; 

6. Pflanzen, Gras, Laub, Kompost, Erde, Sand 
oder Steine zu entfernen; 

7. Hunde frei umherlaufen zu lassen. Auf Kin-
derspielplätze oder Liegewiesen dürfen 
Hunde nicht mitgenommen werden; 

 
 
 

8. Bänke, Schilder, Hinweise, Denkmäler, Ein-

§ 17 
 

Ordnungsvorschriften 
  

 
 
 
 
(1) In den Grün- und Erholungsanlagen ist es un-
beschadet der vorstehenden Vorschriften unter-
sagt,  

1.  Anpflanzungen, Rasenflächen oder sons-
tige Anlagenflächen außerhalb der Wege 
und Plätze sowie der besonders freigege-
benen und entsprechend gekennzeichne-
ten Flächen zu betreten;  

 
 
 
2.  sich außerhalb der freigegebenen Zeiten 

aufzuhalten, Wegesperren zu beseitigen 
oder zu verändern oder Einfriedigungen 
oder Sperren zu überklettern;  

  
3.  außerhalb der Kinderspielplätze oder der 

entsprechend gekennzeichneten Tummel-
plätzen zu spielen oder sportliche Übun-
gen zu treiben, wenn dadurch die Ruhe 
Dritter gestört oder Besucher belästigt 
werden können;  

4.  Wege, Rasenflächen, Anpflanzungen oder 
sonstige Anlagenteile zu verändern oder 
aufzugraben oder außerhalb zugelassener 
Feuerstellen Feuer anzumachen;  

5. Pflanzen, Laub, Kompost, Erde, Sand   
oder Steine zu entfernen;  

6.  Hunde, ausgenommen solche, die von 
Blinden oder Sehbehinderten mitgeführt 
werden, unangeleint umherlaufen zu las-
sen; auf Kinderspielplätze oder Liegewie-
sen dürfen Hunde nicht mitgenommen 
werden;   

  7. Bänke, Schilder, Hinweise, Denkmäler, 



 

friedigungen und andere Einrichtungen zu 
beschriften, zu bekleben, zu bemalen, zu 
beschmutzen oder zu entfernen; 

9. Gewässer oder Wasserbecken zu verunrei-
nigen und zu fischen; 

10. Musikinstrumente, Radiogeräte, Platten-
spieler oder ähnliche Geräte in einer Weise 
zu benützen, dass andere Besucher der An-
lagen gestört werden sowie auf andere 
Weise störenden Lärm zu erzeugen; 

11. Schieß-, Wurf- oder Schleudergeräte zu 
benützen sowie außerhalb der dafür beson-
ders bestimmten und entsprechend ge-
kennzeichneten Stellen Wintersport (Ro-
deln, Skilaufen und Schlittschuhlaufen) zu 
treiben, zu reiten, zu zelten, zu baden oder 
Boot zu fahren; 

 
12. Parkwege zu befahren und Fahrzeuge ab-

zustellen; dies gilt nicht für Kinderwagen 
und fahrbare Krankenstühle sowie für Kin-
derfahrzeuge; 
 

13. Waren und Dienste jeglicher Art anzubieten 
oder Werbung jeglicher Art zu betreiben; 

14. zu betteln; 
15. die Notdurft zu verrichten; 
16. sich in angetrunkenem oder betrunkenem 

Zustand aufzuhalten. 
 
3) Die Kinderspielplätze und die dort aufgestellten 
Turn- und Spielgeräte dürfen nur von Kindern bis 
zu 14 Jahren betreten und benützt werden, soweit 
keine andere Regelung durch entsprechende Be-
schilderung angeordnet bzw. zugelassen wird. 
Ausgenommen von der Altersbegrenzung sind Be-
gleitpersonen der Kinder. 
 

Einfriedigungen oder andere Einrichtun-
gen zu beschriften, zu bekleben, zu bema-
len, zu beschmutzen oder zu entfernen;  

  8. Gewässer oder Wasserbecken zu verun-
reinigen oder darin zu fischen;  

  
 
 
 
 
 9. Schieß-, Wurf- oder Schleudergeräte zu 

benutzen sowie außerhalb der dafür be-
sonders bestimmten und entsprechend 
gekennzeichneten Stellen Wintersport 
(Rodeln, Skilaufen, Snowboarden oder 
Schlittschuhlaufen) und Inline-Skating zu 
betreiben, zu reiten, zu zelten, zu baden 
oder Boot zu fahren;  

10.  Parkwege zu befahren und Fahrzeuge ab-
zustellen. Dies gilt nicht für Kinderwagen 
und fahrbare Krankenstühle sowie für Kin-
derfahrzeuge, wenn dadurch andere Be-
sucher nicht gefährdet werden sowie für 
gekennzeichnete Radwege.  

 
 

  
 
 
 
 
(2) Die auf Kinderspielplätzen aufgestellten Turn- 
und Spielgeräte dürfen nur von Kindern bis zu 14 
Jahren benützt werden, soweit keine andere Rege-
lung durch entsprechende Beschilderung angeord-
net bzw. zugelassen wird. 

Abschnitt 4 
 

Bekämpfung von Ratten 
 

§ 14 
 

Anzeige und Bekämpfungspflicht 
 

1) Die Eigentümer von 
1. bebauten Grundstücken, 
2. unbebauten sowie landschaftlich oder gärt-

nerisch genutzten Grundstücken innerhalb 
der geschlossenen Ortschaft, 

3. Lager- und Schuttplätzen, Kanalisation, 
Garten- und Parkanlagen, Ufern, Wasser-
gräben und Dämmen, Friedhöfen, 

4. Eisenbahnanlagen innerhalb der geschlos-
senen Ortschaft 

 
sind verpflichtet, wenn sie Rattenbefall feststellen, 
unverzüglich der Ortspolizeibehörde Anzeige zu 

Abschnitt 5 
 

Bekämpfung von Ratten 
 

§ 18 
 

Anzeige und Bekämpfungspflicht 
 

(1) Die Eigentümer von 
1. bebauten Grundstücken, 
2. unbebauten sowie landschaftlich oder gärt-

nerisch genutzten Grundstücken innerhalb 
der geschlossenen Ortschaft, 

3. Lager- und Schuttplätzen, Kanalisation, 
Garten- und Parkanlagen, Ufern, Wasser-
gräben und Dämmen, Friedhöfen, 

4. Eisenbahnanlagen innerhalb der geschlos-
senen Ortschaft 

 
sind verpflichtet, wenn sie Rattenbefall feststellen, 
unverzüglich der Ortspolizeibehörde Anzeige zu 



 

erstatten und eine Rattenbekämpfung durchzufüh-
ren. Die Bekämpfungsmaßnahmen sind solange zu 
wiederholen, bis sämtliche Ratten vernichtet sind. 
 
2) Wer die tatsächliche Gewalt über die in Abs. 1 
genannten Grundstücke oder Örtlichkeiten ausübt, 
ist neben dem Eigentümer für die Rattenbekämp-
fung verantwortlich. 
 
 
 
3) Vor Beginn der Rattenbekämpfung sind Abfall-
stoffe, vor allem Küchen- und Futterabfälle, Müll 
und Gerümpel von allen den Ratten leicht zugäng-
lichen Orten zu entfernen. 
 
4) Das Gift ist so auszulegen, dass Menschen nicht 
gefährdet werden. Giftköder dürfen im Freien oder 
in unverschlossenen Räumen nicht unbedeckt und 
nicht ungesichert ausgelegt werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5) Die Ortspolizeibehörde kann eine allgemeine 
Rattenbekämpfung durch die nach § 14 Verpflichte-
ten für die ganze Stadt oder einen Teil des Stadt-
gebietes anordnen. In der Anordnung ist der Zeit-
raum festzulegen, während dessen die Rattenbe-
kämpfung durchzuführen ist. 

erstatten und eine Rattenbekämpfung durchzufüh-
ren. Die Bekämpfungsmaßnahmen sind solange zu 
wiederholen, bis sämtliche Ratten beseitigt sind. 
 
(2) Wer die tatsächliche Gewalt über die in Abs. 1 
genannten Grundstücke oder Örtlichkeiten ausübt, 
ist neben dem Eigentümer für die Rattenbekämp-
fung verantwortlich. 
 
 
 
(3) Vor Beginn der Rattenbekämpfung sind Abfall-
stoffe, vor allem Küchen- und Futterabfälle, Müll 
und Gerümpel von allen den Ratten leicht zugäng-
lichen Orten zu entfernen. 
 
(4) Das Gift ist so auszulegen, dass Menschen 
nicht gefährdet werden. Giftköder dürfen im Freien 
oder in unverschlossenen Räumen nicht unbedeckt 
und nicht ungesichert ausgelegt werden. Auf die 
Auslegung ist durch auffallende Warnzettel deutlich 
hinzuweisen. Die Warnung muss das verwendete 
Präparat und den Wirkstoff nennen und für den Fall 
der Vergiftung von Haustieren das Gegenmittel 
bezeichnen. Schädlingsbekämpfungsunternehmen 
dürfen das Gift nur in Gegenwart eines nach § 18 
dieser Polizeiverordnung Verpflichteten oder seines 
Beauftragten auslegen (Sachkundenachweis nach 
Anhang I Nr. 3.4 Gefahrstoffverordnung). 
 
(5) Die Ortspolizeibehörde kann eine allgemeine 
Rattenbekämpfung durch die nach § 18 Abs. 1 und 
2 dieser Polizeiverordnung Verpflichteten für die 
ganze Stadt oder einen Teil des Stadtgebietes an-
ordnen. In der Anordnung ist der Zeitraum festzu-
legen, während dessen die Rattenbekämpfung 
durchzuführen ist. 
 
(6) Die allgemeine Rattenbekämpfung nach Abs. 1 
soll einem sachkundigen Schädlingsbekämpfungs-
unternehmen übertragen werden (Sachkunde-
nachweis nach Anhang I Nr. 3.4 Gefahrstoffverord-
nung). 
 
(7) Die Kosten der Bekämpfung haben die nach § 
18 Abs. 1 und 2 dieser Polizeiverordnung Verpflich-
teten zu tragen. 
 
(8) Auf Antrag können von der Ortspolizeibehörde 
bei allgemeinen angeordneten Rattenbekämpfun-
gen solche Grundstücke von der Bekämpfung aus-
genommen werden, auf denen der Verfügungsbe-
rechtigte diese durch sachkundige Personen selbst 
ausführen lässt. 
 

Abschnitt 5  
 

Anbringen von Hausnummern  
 

Abschnitt 6  
 

Anbringen von Hausnummern  
 



 

§ 15  
 

Hausnummern  
 

1) Die Hauseigentümer haben ihre Gebäude spä-
testens an dem Tag, an dem sie bezogen werden, 
mit der von der Gemeinde festgesetzten Haus-
nummer in arabischen Ziffern zu versehen.  
 
2) Die Hausnummern müssen von der Straße aus, 
in die das Haus einnummeriert ist, gut lesbar sein. 
Unleserliche Hausnummernschilder sind unverzüg-
lich zu erneuern. Die Hausnummern sind in einer 
Höhe von nicht mehr als 3 m an der der Straße 
zugekehrten Seite des Gebäudes unmittelbar über 
oder neben dem Gebäudeeingang oder, wenn sich 
der Gebäudeeingang nicht an der Straßenseite des 
Gebäudes befindet, an der dem Grundstückszu-
gang nächstgelegenen Gebäudeecke anzubringen. 
Bei Gebäuden, die von der Straße zurückliegen, 
können die Hausnummern am Grundstückszugang 
angebracht werden.  
 
3) Die Ortspolizeibehörde kann im Einzelfall anord-
nen, wo, wie und in welcher Ausführung Haus-
nummern anzubringen sind, soweit dies im Interes-
se der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung gebo-
ten ist.  
 

§ 19  
 

Hausnummern  
 

(1) Die Hauseigentümer haben ihre Gebäude spä-
testens an dem Tag, an dem sie bezogen werden, 
mit der von der Gemeinde festgesetzten Haus-
nummer in arabischen Ziffern zu versehen.  
 
(2) Die Hausnummern müssen von der Straße aus, 
in die das Haus einnummeriert ist, gut lesbar sein. 
Unleserliche Hausnummernschilder sind unverzüg-
lich zu erneuern. Die Hausnummern sind in einer 
Höhe von nicht mehr als 3 m an der der Straße 
zugekehrten Seite des Gebäudes unmittelbar über 
oder neben dem Gebäudeeingang oder, wenn sich 
der Gebäudeeingang nicht an der Straßenseite des 
Gebäudes befindet, an der dem Grundstückszu-
gang nächstgelegenen Gebäudeecke anzubringen. 
Bei Gebäuden, die von der Straße zurückliegen, 
können die Hausnummern am Grundstückszugang 
angebracht werden.  
 
(3) Die Ortspolizeibehörde kann im Einzelfall an-
ordnen, wo, wie und in welcher Ausführung Haus-
nummern anzubringen sind, soweit dies im Interes-
se der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung gebo-
ten ist.  
 

Abschnitt 6  
 

Schlussbestimmungen  
 

§ 16  
 

Zulassung von Ausnahmen 
 
Entsteht für den Betroffenen eine nicht zumutbare 
Härte, so kann die Ortspolizeibehörde Ausnahmen 
von den Vorschriften dieser Polizeiverordnung zu-
lassen, sofern keine öffentlichen Interessen entge-
genstehen. 

Abschnitt 7  
 

Schlussbestimmungen  
 

§ 20  
 

Zulassung von Ausnahmen 
 
Entsteht für den Betroffenen eine nicht zumutbare 
Härte, so kann die Ortspolizeibehörde Ausnahmen 
von den Vorschriften dieser Polizeiverordnung zu-
lassen, sofern keine öffentlichen Interessen entge-
genstehen. 
 

§ 17  
 

Ordnungswidrigkeiten  
 

1) Ordnungswidrig i. S. von § 18 Abs. 1 Polizeige-
setz handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen § 1 Abs. 1 die Nachtruhe anderer 
mehr als nach den Umständen unvermeid-
bar stört, 

2. entgegen § 1 Abs. 2 Rundfunkgeräte, Laut-
sprecher, Tonwiedergabegeräte und Musik-
instrumente in solcher Lautstärke betreibt 
oder spielt, dass andere erheblich belästigt 
werden, 

 
3. entgegen § 2 aus Gaststätten und Ver-

§ 21  
 

Ordnungswidrigkeiten  
 

(1) Ordnungswidrig im Sinn von § 18 Abs. 1 Poli-
zeigesetz handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen § 2 ruhestörenden Lärm verur-
sacht,  

2. entgegen § 3 Abs. 1 Rundfunkgeräte, Laut-
sprecher, Tonwiedergabegeräte, Musikin-
strumente sowie andere mechanische oder 
elektroakustische Geräte zur Lauterzeu-
gung so benutzt, dass andere erheblich be-
lästigt werden,  

3. entgegen § 4 Abs. 1 aus Gaststätten und 
Versammlungsräumen Lärm nach außen 



 

sammlungsräumen Lärm nach außen drin-
gen lässt, durch den andere erheblich be-
lästigt werden, 

4. entgegen § 3 Sport- und Spielplätze be-
nützt, 

5. entgegen § 4 Haus- und Gartenarbeiten 
durchführt, 

6. entgegen § 5 Abs. 1 und 2 Hunde oder an-
dere Tiere so hält, dass andere mehr als 
nach den Umständen unvermeidbar gestört 
werden, 

 
 

7. entgegen § 6 Fahrzeuge auf öffentlichen 
Straßen wäscht oder abspritzt, 

8. entgegen § 7 öffentliche Brunnen entgegen 
ihrer Zweckbestimmung benützt, sie be-
schmutzt oder das Wasser verunreinigt, 

9. keine geeigneten Behälter für Speisereste 
und Abfälle nach § 8 bereithält, 

 
 
 
 

10. entgegen § 9 als Halter oder Führer eines 
Hundes verbotswidrig abgelegten Hundekot 
nicht unverzüglich beseitigt, 

11. Tauben entgegen § 10 füttert oder Futter für 
andere Vögel so auslegt, dass es von Tau-
ben erreicht werden kann, 

12. entgegen § 11 übelriechende Gegenstände 
und Stoffe lagert, verarbeitet oder befördert, 

 
 
 

 
  

 
 
 
 
 

13. eine Nutzung entgegen § 13 Abs. 1 durch-
führt, 

14. Anpflanzungen und sonstige Anlagenflä-
chen entgegen § 13 Abs. 2 Nr. 1 betritt, 

 
15. entgegen § 13 Abs. 2 Nr. 2 in den öffentli-

chen Grün- und Erholungsanlagen alkoholi-
sche Getränke zu sich nimmt, nächtigt oder 
nach Einbruch der Dunkelheit umherstreunt, 

16. entgegen § 13 Abs. 2 Nr. 3 außerhalb der 
freigegebenen Zeiten sich in nicht dauernd 
geöffneten Anlagen oder Anlagenteilen auf-
hält, Wegesperren beseitigt oder verändert 
oder Einfriedigungen oder Sperren überklet-
tert, 

17. außerhalb der Kinderspielplätze oder der 
entsprechend gekennzeichneten Tummel-

dringen lässt, durch den andere erheblich 
belästigt werden,  

4. entgegen § 5 Sport- und Spielplätze be-
nützt, 

5. entgegen § 6 Tiere so hält, dass andere er-
heblich belästigt werden,  

6. entgegen § 7 Wertstoff- und Altglassamm-
elbehälter benutzt,  

7. entgegen § 8 Fahrzeuge auf öffentlichen 
Straßen abspritzt,  

8. entgegen § 9 öffentliche Brunnen entgegen 
ihrer Zweckbestimmung benutzt, sie be-
schmutzt oder das Wasser verunreinigt,  

9. entgegen § 10 geeignete Behälter für Spei-
sereste und Abfälle nicht bereit hält,  

10. entgegen § 11 Abs. 1 Tiere so hält oder be-
aufsichtigt, dass andere gefährdet werden,  

11. entgegen § 11 Abs. 2 Hunde frei umherlau-
fen lässt,  

12. entgegen § 12 als Halter oder Führer eines 
Hundes verbotswidrig abgelegten Hundekot 
nicht unverzüglich beseitigt,  

13. entgegen § 13 Tauben füttert oder Futter für 
andere Vögel so auslegt, dass es von Tau-
ben erreicht werden kann, 

14. entgegen § 14 übel riechende Gegenstände 
und Stoffe lagert, verarbeitet oder befördert,  

15. entgegen § 15 Zelte und Wohnwagen auf-
stellt bzw. als Grundstückseigentümer 
Grundstücke dafür zur Verfügung stellt,  

16. entgegen § 16 Abs. 1 Nr. 1 nächtigt,  
17. entgegen § 16 Abs. 1 Nr. 2 bettelt oder 

Minderjährige zu solchem Betteln anstiftet,  
18. entgegen § 16 Abs. 1 Nr. 3 die Notdurft ver-

richtet,  
19. entgegen § 16 Abs. 1 Nr. 4 Gegenstände 

wegwirft oder ablagert,  
 
 

20. entgegen § 17 Abs. 1 Nr. 1 Anpflanzungen, 
Rasenflächen oder sonstige Anlagenflächen 
betritt,  

 
 
 
 

21. entgegen § 17 Abs. 1 Nr. 2 außerhalb der 
freigegebenen Zeiten sich in nicht dauernd 
geöffneten Anlagen oder Anlagenteilen auf-
hält, Wegesperren beseitigt oder verändert 
oder Einfriedigungen oder Sperren überklet-
tert,  

22. entgegen § 17 Abs. 1 Nr. 3 außerhalb der 
Kinderspielplätze oder den entsprechend 
gekennzeichneten Tummelplätzen spielt 
oder sportliche Übungen treibt, 

23. entgegen § 17 Abs. 1 Nr. 4 Wege, Rasen-
flächen, Anpflanzungen oder sonstige Anla-
genteile verändert oder aufgräbt oder au-



 

plätze entgegen § 13 Abs. 2 Nr. 4 spielt o-
der sportliche Übungen treibt, 

18. Wege, Rasenflächen, Anpflanzungen oder 
sonstige Anlagenteile nach § 13 Abs. 2 Nr. 
5 verändert oder aufgräbt oder außerhalb 
zugelassener Feuerstellen Feuer macht, 

 
19. Pflanzen, Gras, Laub, Kompost, Erde, Sand 

oder Steine entgegen § 13 Abs. 2 Nr. 6 ent-
fernt, 

20. entgegen § 13 Abs. 2 Nr. 7 Hunde frei um-
herlaufen lässt oder Hunde auf Kinderspiel-
plätze und Liegewiesen mitnimmt, 

21. Bänke, Schilder, Hinweise, Denkmäler, Ein-
friedigungen und andere Einrichtungen ent-
gegen § 13 Abs. 2 Nr. 8 beschriftet, beklebt, 
bemalt, beschmutzt oder entfernt, soweit 
nicht der Tatbestand der Sachbeschädi-
gung verwirklicht ist, 

22. entgegen § 13 Abs. 2 Nr. 9 Gewässer oder 
Wasserbecken verunreinigt oder darin 
fischt, 

23. entgegen § 13 Abs. 2 Nr. 10 Musikinstru-
mente, Radiogeräte, Plattenspieler oder 
ähnliche Geräte benützt oder auf andere 
Weise störenden Lärm erzeugt, 

24. Schieß-, Wurf- oder Schleudergeräte ent-
gegen § 13 Abs. 2 Nr. 11 benützt sowie au-
ßerhalb der dafür bestimmten und entspre-
chend gekennzeichneten Stellen Winter-
sport (Rodeln, Skilaufen oder Schlittschuh-
laufen) betreibt, reitet, zeltet, badet oder 
Boot fährt, 

25. Parkwege entgegen § 13 Abs. 2 Nr. 12 be-
fährt oder Fahrzeuge abstellt, 

26. entgegen § 13 Abs. 2 Nr. 13 Waren und 
Dienste anbietet oder Werbung betreibt, 

27. entgegen § 13 Abs. 2 Nr. 14 bettelt, 
28. entgegen § 13 Abs. 2 Nr. 15 seine Notdurft 

verrichtet, 
29. sich entgegen § 13 Abs. 2 Nr. 16 in ange-

trunkenem oder betrunkenem Zustand in öf-
fentlichen Grün- und Erholungsanlagen 
aufhält, 

30. Turn- und Spielplätze entgegen § 13 Abs. 3 
benutzt, 

31. entgegen § 14 Abs. 1 und Abs. 2 als Ver-
pflichteter festgestellten Rattenbefall nicht 
unverzüglich der Ortspolizeibehörde anzeigt 
und eine Rattenbekämpfung nach den Vor-
schriften dieser Verordnung durchführt oder 
die Bekämpfungsmaßnahmen nicht so lan-
ge wiederholt, bis sämtliche Ratten vernich-
tet sind, 

32. vor Beginn der Rattenbekämpfung Abfall-
stoffe entgegen § 14 Abs. 3 nicht entfernt, 

33. entgegen § 14 Abs. 4 das Gift so auslegt, 
dass Menschen oder andere Tiere gefähr-
det werden, 

ßerhalb zugelassener Feuerstellen Feuer 
macht,  

24. entgegen § 17 Abs. 1 Nr. 5 Pflanzen, Gras, 
Laub, Kompost, Erde, Sand oder  Steine 
entfernt,  

25. entgegen § 17 Abs. 1 Nr. 6 Hunde unange-
leint umherlaufen lässt oder Hunde auf Kin-
derspielplätze oder Liegewiesen mitnimmt,  

26. entgegen § 17 Abs. 1 Nr. 7 Bänke, Schilder, 
Hinweise, Denkmäler, Einfriedigungen oder 
andere Einrichtungen beschriftet, beklebt, 
bemalt, beschmutzt oder entfernt,  

 
 
 
 
 

27. entgegen § 17 Abs. 1 Nr. 8 Gewässer oder 
Wasserbecken verunreinigt oder darin 
fischt,  

 
 
 
 

28. entgegen § 17 Abs. 1 Nr. 9 Schieß-, Wurf- 
oder Schleudergeräte benützt sowie außer-
halb der dafür bestimmten oder entspre-
chend gekennzeichneten Stellen Winter-
sport (Rodeln, Skilaufen, Snowboarden  
oder Schlittschuhlaufen) und Inline-Skating 
betreibt, reitet, zeltet, badet oder Boot fährt,  

29. entgegen § 17 Abs. 1 Nr. 10 Parkwege be-
fährt oder Fahrzeuge abstellt,  

 
 

  
 
 
 
 
 
 

30. entgegen § 17 Abs. 2 Turn- und Spielgeräte 
benutzt,  

31. entgegen § 18 Abs. 1 und Abs. 2 als Ver-
pflichteter festgestellten Rattenbefall nicht 
unverzüglich der Ortspolizeibehörde anzeigt 
und eine Rattenbekämpfung nach den Vor-
schriften dieser Verordnung nicht durchführt 
oder die Bekämpfungsmaßnahmen nicht 
solange wiederholt, bis sämtliche Ratten 
beseitigt sind, 

32. vor Beginn der Rattenbekämpfung Abfall-
stoffe entgegen § 18 Abs. 3 nicht entfernt, 

33. die Schutzvorkehrungen des § 18 Abs. 4 
nicht beachtet, 

 
34. entgegen § 19 Abs. 1 als Hauseigentümer 

die Gebäude nicht mit den festgesetzten 



 

34. entgegen § 15 Abs. 1 als Hauseigentümer 
die Gebäude nicht mit den festgesetzten 
Hausnummern versieht, 

35. unleserliche Hausnummernschilder entge-
gen § 15 Abs. 2 nicht unverzüglich erneuert 
oder Hausnummern nicht entsprechend § 
15 Abs. 2 anbringt. 

 
2) Absatz 1 gilt nicht, soweit eine Ausnahme nach 
§ 16 zugelassen worden ist. 
 
3) Ordnungswidrigkeiten können nach § 18 Abs. 2 
Polizeigesetz und § 17 Abs. 1 und 2 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße von 
mindestens 5,- - DM und höchstens 1.000,- - DM 
und bei fahrlässigen Zuwiderhandlungen mit 
höchstens 500,- - DM geahndet werden. 

Hausnummern versieht,  
35. unleserliche Hausnummernschilder entge-

gen § 19 Abs. 2 nicht unverzüglich er-
neuert oder Hausnummern nicht entspre-
chend § 19 Abs. 2 anbringt.  

 
(2) Abs. 1 gilt nicht, soweit eine Ausnahme nach § 
20 zugelassen worden ist.  
 
 (3) Ordnungswidrigkeiten können nach § 18 Abs. 2 
Polizeigesetz und § 17 Abs. 1 und 2 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße von 
mindestens 5,00 € und höchstens 5.000,00 € und 
bei fahrlässiger Zuwiderhandlung mit höchstens 
2.500,00 € geahndet werden. 
 

§ 18  
 

Inkrafttreten  
 

Diese Polizeiverordnung tritt am 01. Januar 1997 in 
Kraft. 
 
Ausgefertigt:  
Bühl, den 06. November 1996 
 
Gerhard Helbing 
Oberbürgermeister 
 

§ 22  
 

Inkrafttreten  
 

(1) Diese Polizeiverordnung tritt am Tag nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Polizeiverordnung vom 
06.11.1996 außer Kraft. 
 
Bühl, den 25.01.2017 
 
Hubert Schnurr 
Oberbürgermeister  

Die Polizeiverordnung wurde am 15. November 
1996 durch die Stadtnachrichten öffentlich be-
kanntgemacht. 

Hinweis:  
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO 
beim Zustandekommen dieser Polizeiverordnung 
wird nach § 4 Abs. 4 und 5 GemO unbeachtlich, 
wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres 
seit der Bekanntmachung dieser Polizeiverordnung 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen 
soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die 
Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die 
Genehmigung oder die Bekanntmachung der Poli-
zeiverordnung verletzt worden sind. 
 

 
 


